
Deutsche Bauzeitung
Wochenschrift für deutsche Baugestaltung und Bautechnik 

R au m o rd n u n g  u n d  Städtebau • Bauwirtschaft und Baurecht

8. M ai 1935

Heft 1 9

Stadt und Wohnhaus stehen in Wechselw irkung. Sie 

müssen in jeder Beziehung aufeinander abgestimmt sein. 

Die mustergültige Stadt des Mittelalters —  mustergültig, 

bevor sie in der Verfallszeit viel zu stark überbaut wurde 

— erfüllte diese Forderung.

Nun ist der Städtebau des Mittelalters schon w ieder­

holt Gegenstand hervorragender Untersuchungen ge­
wesen. Merkwürdigerweise aber hat das bürgerliche 

Stadthaus als der Baustein des größeren W erkes bisher 
noch keine wissenschaftliche Gesamtdarstellung erfahren. 

Der Plan einer solchen wird hiermit vorgelegt1).

Die erste Einteilung, die man unter den überlieferten 

bürgerlichen Baudenkmälern vorzunehmen hat, ist die 

Einteilung nach der Zeit; denn mit dem Zusammenbruch 

der mittelalterlichen Kultur während des Dreißigjährigen 

Krieges ändern sich fast a lle Zusammenhänge.

Der erste Zeitabschnitt reicht demgemäß etwa vom 

Jahre 1250, d. h. von der Epoche der großen Städte­
gründungen und der Konsolidierung städtischen Wesens, 

bis 1650. Innerhalb dieses Zeitabschnittes ergibt der Stoff 

eine weitere Einteilung in v i e r  g r o ß e  g e o g r a p h i ­

s c h e  B e z i r k e ,  die in Abb . 1 in rohen Umrissen dar­

gestellt sind. Diese vier Bezirke decken sich n i c h t  mit 

den Bezirken der Bauernhaustypen (siehe die „Typen­

karte der deutschen Bauernhäuser" auf Seite 369), wohl 
aber mit der Verbreitung gewisser Stadtrechtsfamilien 

entsprechend den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 

rechtlichen Beziehungen der Städte untereinander.

Diese vier Bezirke bedeuten vier Typen. W enn wir 

aus der Fülle der Erscheinungen Typisches herausschälen 

wollen, so muß nicht nur abgesehen werden von allem  

nebensächlichen Beiwerk dekorativer Art, sondern auch 

von jenen zeitlosen kleinsten Baulichkeiten und Buden, 

welche man für die große Menge der „kleinen Leute

>) Vergleiche auch das in wenigen Tagen im Verlag von Wolfgang 
Jeß in Dresden erscheinende Werk des Verfassers „Der deutsc e 

Bürger und sein Haus".

überall und immer in wesentlich gleichen Formen errichtet 

hat. Man muß vorzugsweise das Haus der reichen 

Patriziergeschlechter ins Auge fassen, an welches sich die 

geschichtliche Entwicklung heftet. An dieser Bauaufgabe 

ist der typische Grundriß und Aufbau (Stockwerkfolge) 
als Lösung eines Wohnprogramms unter spezifisch 

s t ä d t i s c h e n  Voraussetzungen zu verfolgen.

Der Raum der Stadt w ar beschränkt. Man hat ihn für 

die ersten Bewohner ausreichend bemessen, aber man 

hat ihm von vornherein G renzen gegeben, die v e r ­
t e i d i g t  werden müssen. Aus solcher Grenzsetzung  

folgt notwendig für die Austeilung der einzelnen Plätze 

ein rationelles Verfahren. Bevorzugt ist das Baugelände  

längs der Verkehrsstraße, durch welche das städtische 

Wirtschaftsleben strömt. Mit reifender Planungstechnik 

teilt man an dieser Verkehrsstraße stets einheitliche und 

meist etwa 9 m breite Hausstätten ab , zwischen denen 

ausnahmsweise ein Zufahrtsstreifen von 4 m Breite offen 

bleibt. So ergibt sich zwangsläufig die Giebelstellung. 

W as dem Haus an Breite vorenthalten blieb, konnte es

2 bis 5 D io„Lösung*n a prio ri'
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6  und 7

B e z irk  1 : N ordw est- 
deu ttch land

nur in der Tiefe oder in der Höhe zu erreichen trachten. 
Hierfür sind vier Elementarlösungen gefunden worden:

Bezirk 1
Es herrscht ursprünglich ein G iebelhaus vor, dessen Erd­

geschoß zunächst nur von einem einzigen, etwa 4 m 

hohen und n i c h t  u n t e r k e l l e r t e n  Raum gebildet 

zu sein scheint. Im Hintergründe dieses Raumes, dem Ein­

gang gegenüber, steht ein Herd mit Rauchfang. Der 
ganze Raum dient dem Handelsbetrieb. Neben dem Ein­
gang ist mitunter eine Stube abgetrennt, unter der sich 

ein Keller befindet.

Auffallend oft ist hinter der rückwärtigen Hofwand ein 

Anbau anzutreffen, ein sogenannter „S a a I" oder ein 

„Steinwerk". Der Saa l ist stets unterkellert. Man geht 

von der Diele deshalb einige Stufen zur Saaltür hinauf. 
Oben im Saal steht ein Kamin. Es hat den Anschein, als 
sei dieser rückwärtige Bauteil im Laufe der Zeit mit 

dem Vorhaus verwachsen und in dieses verschmolzen, 

bis sich schließlich über Vorhaus und Saa l ein einheit­
liches Obergeschoß hinwegzieht, in welchem man eben­

falls wohnt.

Sehr früh hat sich der S t e i n b a u ,  ausgehend vom 

Steinwerk, gegen das Fachwerk durchgesetzt. Das Fach­

werk ist nicht zu solchen Glanzleistungen gekommen wie 

im östlichen Nachbarkreis. Das Dach ist gebildet vom 

binderlosen Kehlbalkenstuhl.

Bezirk 2
Das ursprünglich auch hier herrschende Giebelhaus ist 

durch Überbauung einer seitlichen Einfahrt vielfach zum 

Traufenhaus geworden. Man betritt von der Straße das 

unterkellerte h o h l e  Erdgeschoß —  hohl, weil es völlig 

befreit ist von allen zu Wohnzwecken bestimmten Räum­

lichkeiten. Es dient nur dem Handelsverkehr. Im Hinter­

gründe steigt an der Hoffront eine'W endeltreppe empor, 

sie führt zum vollständig ausgebildeten Obergeschoß, in 
welchem man wohnt. Eine „gute Stube" mit Erker liegt 

gewöhnlich zur Straße hinaus. Hofbauten als Stall- und 

Lagergebäude spielen neben dem Vorderhaus eine be­

vorzugte Rolle. Steinwerke fehlen.

Stein und Holz treten häufig in Verbindung, indem man 

den Massivbau auf das Erdgeschoß und dessen Ein­

wölbung, das Fachwerk auf das Obergeschoß verweist. 

Im Dach herrscht der liegende Stuhl.

Bezirk 3
Das Bild des Hauses ist hier am einfachsten und ur­

tümlichsten. Eine hohe Diele, meist w ieder mit der 

Schmalseite zur Straße liegend, umschließt einheitlich den 

Wohn- und Handelsbetrieb. Der wichtigste Wohnraum 

wird immer neben dem Hauseingang abgetrennt. In 

seinem Rücken steht frei in der Diele der offene Herd; 

in dessen Rauchfang mündet der Abzug des Stubenofens. 
Bei zunehmendem Raumbedarf zieht man n i c h t  i ns  

O b e r g e s c h o ß ,  sondern gewinnt dem großen 

Dielenraum weitere Teile ab , u. a . durch Ausbau von 

Hangestuben zwischen der ersten Zimmerdecke und der 

Dielendecke. Steinwerke fehlen.

In den Ostseestädten scheint man zuerst mit dem Auf­

kommen des Backsteinbaues, zu einer vollständigen Un­

terkellerung des Hauses geschritten zu sein.

Am Fachwerk wird, stellenweise bis ins 18. Jahrhundert, 

mit großer Zähigkeit festgehalten. Die schrittweise Ver­

vollkommnung des „niedersächsischen Ständerbaues" ist 

an dieser Stelle noch aufs genaueste abzulesen. Neben 

dem Fachwerk steht in ebenbürtiger Ausbildung der Back­

steinbau der Küstenstädte. Für das Dach verwendet man 

die binderlose Kehlbalkenkonstruktion.

Bezirk 4
Stärker als in den vorgenannten Bezirken ist hier der 

ursprüngliche Zustand durch die Einwirkungen der nach­

mittelalterlichen Zeit überdeckt; stärker haben sich viel­

leicht aber auch früher schon w e c h s e l s e i t i g e  B e ­

e i n f l u s s u n g e n  gekreuzt. Es ist unzweifelhaft, daß 

auch hier G iebelstellung herrschte. Hohles unterkellertes 

Erdgeschoß mit hinterer Treppe, oberes Wohngeschoß

8 b is 11 B e z irk  2 ;  M itte ldeutsch land
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und liegender Dachstuhl deuten auf den mitteldeutschen 

Bezirk 2. Im Gegensatz dazu steht nur ein häufig an ­
zutreffender rückwärtiger Hofanbau, der sich, ähnlich 

wie das Steinwerk im Bezirk 1, scharf gegen das Vorhaus 

ab h e b t . Die Trennung ist im Keller und in den Höhen­

lagen der Geschosse zu verfolgen.

Fachwerk von Bedeutung ist se lten ; früh (seit dem  

14 Jahrhundert) w ird es obrigkeitlich eingeschränkt. V ie l 

spricht dafür, jenes w e itgere ih te S tänd erw erk , d a s  sich in 

einigen Beispielen der b randenburg ischen  N eum ark  noch 

erhalten hat, a ls a llgem ein  anzunehm en , d ag eg en  nicht

«t

12 und 13 Bezirk 3 : Nordostdeutschland

14 und 15 B e z irk  4 :  O stdeu tsch land

das Umgebinde oder den Ständerbau Niedersachsens. 

Im Dach stehender und liegender Stuhl.

D a s  B ü r g e r h a u s  d e s  z w e i t e n  Z e i t ­
a b s c h n i t t e s  (1650 bis 1850) wird zu gliedern sein 

nach den Wirkungsbereichen der absolutistischen Residen­

zen. Es werden sich als Zusammenhänge ergeben die 
geographischen G renzen des Preußischen, des Sächsischen 

und des Hannoverschen Königreiches.
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Typenkarte der deutschen Bauernhäuser
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Dörfliches Feierabendhaus und Schule
Wettbewerb für die Siedlung „Auf der Begau"

Der Wettbewerb war offen für alle Architekten, die 

ihren Wohnsitz in den Gaugebieten Köln-Aachen und 

Koblenz-Trier hatten. Außerdem waren zugelassen die 

mit einem Preis ausgezeichneten Teilnehmer der Wett­

bewerbe „Häuser der Arbeit" sowie die Verfasser der 

ausgezeichneten Arbeiten beim Wettbewerb um die 

„Gauführerschule W ald-Sieversdorf". An Preisen waren  

ausgesetzt: Ein erster Preis zu 2000 RM, ein zweiter Preis
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En tw u rf D iez B ran d i. Lage der Baugruppe im Mittelpunkt der 
Siedlung

ten Arbeiten übertragen werde. Eine Ausnahme bildete 

lediglich die Schule, die im Programm zw ar enthalten, 

aber bereits von anderer Seite bearbeitet wurde, da in­

folge eines notwendigen beschleunigten Baubeginns der­

selben das Ergebnis des Wettbewerbs nicht abgewartet 

werden konnte. Doch sollte die Schule in dem Gesamt­
plan mit berücksichtigt werden.

Die Aufgabe bestand darin, für die Siedlung Auf der 

Begau, Flur M ariadorf bei Aachen , einen städtebaulichen 

Mittelpunkt zu schaffen, der folgende Baugruppen um-

En tw urf D iez B ran d i. ErsterPreis. Grundrisse des Feierabendhauses 
und der Schule. Ansicht des Feierabendhauses, darüber die Schule

zu 1500 RM, ein dritter Preis zu 1000 RM und drei wei­

tere Preise zu je 300 RM. Das Preisgericht unter dem 

Vorsitz von Architekt Dipl.-Ing. Albert S p e e r ,  Berlin, 
setzte sich wie folgt zusammen: Baurat Schulte-Frohlinde, 

Architekt W aldm ann, Regierungsbaumeister W erner 

March, Regierungspräsident Reeder, Staatsrat Börger, 

Stadtrat Schmeer, Schatzmeister Brinkmann, Bankpräsi­

dent Müller sowie die Regierungsbaumeister Pötschke 
und Ipsen.

Es war den Teilnehmern des Wettbewerbs in Aussicht 

gestellt, daß, sofern die dem Wettbewerb zugrunde lie­

genden Aufgaben verwirklicht werden, die weitere künst­

lerische Bearbeitung einem der Verfasser der preisge­

krönten oder auf Empfehlung des Preisgerichts angekauf- En tw urf W illem  B t ium er.
des Feierabendhauses

Dritter Preis. Grundriß und Ansichten
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E n t w u r f  Hein S chä fe r. Vierter Preis. Oben die Ansichten des Feier­
abendhauses und der Schule, rechts Grundrisse der beiden Bauwerke

fassen sollte: Fe ie rabendhau s mit G asts tä tte , Schu le  mit 

Wohnungen für Lehrer und Schu ld iene r, W ohn - und La­

denbauten. Es w a r den W ettbew erbste ilnehm ern  g e ­

stattet, falls sie aus g rundsä tz lichen  E rw ägungen  am  

Programm nicht festhalten können , von diesem  ab w e i­

chende Bearbeitungen e in zu re ich en , doch  mußten so lche  

Abweichungen ausführlich beg ründet se in , und durften 

den vorgesehenen w irtschaftlichen  Rahm en nicht w esen t­

lich überschreiten.

Von den insgesamt 52 e ing egang enen  Entwürfen e r­

hielten den ersten Preis A rch itekt D ie z  B rand i, Berlin , 

den zweiten Preis d ie A rch itekten Kurt M arohn  und Dipl.- 

Ing. W . G ab rie l, Stuttgart, den dritten Preis Arch itekt 

Dipl.-Ing. W illem  Bäum er, Stuttgart, den v ierten Preis 

Architekt Hein A . S ch ä fe r, Berlin , den fünften Preis Re­

gierungsbaumeister Karl G o n se r , Stuttgart, den sechsten  

Preis die Architekten W . Kuhnert und K. I. P fe iffer, Berlin .

Die Aufgabe zerfie l in zw e i T e ile . Es hande lte  sich 

darum, die G ruppe Fe ie rab endhau s , S chu le , Ladenbauten  

usw. organisch in den vo rh andenen  S ied lungsp lan  e in ­

zufügen. Eine städ teb au liche  F rag e  zug le ich  w a r  ab e r  

auch die Gestaltung de r G rund risse  und d ie künst­

lerische Lösung des a rch itekton ischen A u fb aue s . Eine  

Bauaufgabe. A lso  zw e i A u fg ab en  n ebene in and er . 

Naturgemäß wird in so lchen Fä llen  immer d ie Lö­

sung der einen oder der ande ren  A u fg a b e  den A u s­

schlag für die Zuerte ilung des Pre ises g eben . Äußerst 

selten dürfte der Fa ll ein treten , d a ß  ein guter A rch itekt 

zugleich ein guter S täd tebaue r ist. E ine Zw e ite ilung  der 

Preise dürfte in so lchen Fä llen  e rh eb lich e  Vo rte ile  mit 

sich bringen. Bei der Bew ertung d e r W e ttb ew e rb se rg eb ­

nisse der Siedlung au f der B egau  sche in t d ie s täd teb au ­

liche Lösung aussch laggebend  gew esen  zu se in . D ie 

Lösung des ersten Pre isträgers g ib t d ie  rich tige V e rte i­

lung und Lage der Bauten . In teressant und unserer M e i­

nung nach nicht unbedingt ab zu lehnen  ist a b e r auch  d ie 

das Tal etwas unterb rechende P lanung durch den A r ­

chitekten Schäfer.

Mit Erfolg haben sich d ie  W ettbew erb ste iln ehm er 

darum bemüht, ein d ö r f l i c h e s  Fe ie rab en dhau s zu 

gestalten. G ehen  e in ige Entw ürfe au ch  zu w e it, indem  

sie ganz den C h a rak te r des B auernhau ses annehm en , 

so sind unter den anderen  doch  Lösungen erre ich t, d ie 

die besondere kulturelle Bedeutung des G e b ä u d e s  be-

:,T1

n

tonen . G rund sä tz lich  w ä re  zu überlegen , ob fü r eine 

N ebenerw erbss ied lung  (K leinsied lung) aus dem G e iste  

der neuen Zeit heraus nicht ein neuer G eb äu d eau sd ru ck  

gefunden w erden  kann , der w ed e r dörflichem  noch  

städtischem  (großstädtischem ) Denken entsprungen ist, 

sondern ta tsäch lich  nur so etw as zu finden sucht, w ie  

ein Fe ie rabendhau s für e ine K leinstadt. Bei d ieser Z ie l­

setzung w erden  w ir in der G esta ltung  so lcher Bauten für 

d ie K l e i n s i e d l u n g  am nächsten kommen.

V e rw underlich  scheint uns das m anchm al vö llig e  M iß ­

verstehen der Bedeutung der H aup tachsen  bei der 

G rund rißgesta ltung . W e isen  m ehrere Räume eine G ru p ­

p ierung um eine H aup tach se  au f, so ist es wohl notwen-
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En tw u rf H e in  S ch ä fe r . Lage der Baugruppe im Mittelpunkt der 

Siedlung
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En tw u rf M ah ron  und G a b r ie l .
Lehrerwohnhauses

Ansichten und Grundrisse des

dig, daß  auch der Haupteingang eine Beziehung zu 

dieser Hauptsache erhält. Man kann diesen dann nicht 
beliebig „nebenbei" anordnen.

W ie  bei allen Wettbewerben, so wird es auch hier 
darauf ankommen, auf Grund der Ergebnisse einen A r­

chitekten zu bestimmen, der die ausführungsreife Bear­

beitung des Entwurfes zu übernehmen hat. Eine Persön­
lichkeit oder Stelle, die dazu berufen ist, über das künst­

lerische Gestalten im neuen Deutschland zu wachen, 

hätte dabei auf die Arbeiten dieses Architekten Einfluß 

zu nehmen und sie in Bahnen zu lenken, die zu einem 

künstlerisch gestaltenden Ausdruck unserer Zeit führen.

B ö c k I e r
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En tw u rf M ah ron  und G a b r ie l . Zweiter Preis. Grundrisse und An- 
sichten der Schule

En tw urf M ah ron  und G a b r ls l . Ansicht der Giebelseite des Feier­
abendhauses

G i«UW 4 1 «i eraWrul Kau* .
En tw u rf F a h re n k am p . Grundrisse von Schule und Feierabendhaus, 
darüber Schaubild des Feierabendhauses



Eine Schöpfung Lennes
Zur Eröffnung von Klein-Glienicke als Volkspork

G a rten g e s ta lte r  P ro fesso r W iepk ing -Jü rgen sm ann

Peter Joseph L e n n e ,  der Gartendirektor der preu­

ßischen Könige Friedrich Wilhelm III. und Friedrich W il­
helm IV und Direktor der Gärtnerlehranstalt W ildpark, 

¡st uns in diesen Tagen der Eröffnung des Parkes Klein- 

Glienicke als eine überragende Persönlichke.t größter 

s ch ö p fe r is ch e r Kraft besonders gegenwärtig . Lenne ent­

stammt einer alten niederfränkischen Familie aus dem 

Aachener Grenzgebiet, die sich Le N ey nannte. Die 

Fülle seiner Arbeiten ist unübersehbar.

Lenne war ein Gartengestalter im besten Sinne dieser 

heutigen Begriffsprägung. Er w ar ein vorzüglicher und 
vorsorglich denkender S t ä d t e b a u e r ,  ein erstklassiger 

B'o d e n b i o I o g e , ein weitblickender F o r s t w i s s e n ­

s c h a f t l e r  und ein erfolgreicher F o r s t w i r t  

s c h a f t l e r .  Lenne beherrschte in einem erstaunlichen 

Maße die Grenzgebiete unseres Berufes, gleich ob es 

sich um die Festlegungen der Eisenbahnlinien nach land 

schaftsschützenden Grundsätzen, oder ob es sich um die 
großen Schutzpflanzungen in den östlichen Kolonisations­

gebieten gegen Nachtfröste und Bodenverwehungen 

handelte. Er war ein Meister der Meister, und die Aus­

wirkungen seines Schaffens sind für die heutige G en e ­

ration so segensreich, daß er beispielsweise als einer der 

größten Wohltäter für die Berliner Bevölkerung ange­

sprochen werden muß. Er rettete den Berliner T i e r -  

garten gegen die damalige Bebauungswut, er schuf den 

Landwehrkanal und rettete das Tempelhofer Feld.

Lennes größte und schöpferische Leistung w ar jedoch 

sein Plan „zur Verschönerung der Insel P o t s d a m  . 

Dieser Plan wurde zur Tat. Durch eine Titanenarbeit 

wurde Potsdam und die umgebende Kiefernlandschaft

zur schönsten europäischen Kulturlandschaft gestaltet. 

So gut gestaltet, daß wir heute diese Arbeit kaum noch 

als eine Gestaltung erkennen. Pfaueninsel, Nikolskoe, 

Klein-Glienicke, Alt-Glienicke, Babelsberg, Sakrow , Neuer 

Garten , Sanssouci, Bornstedt, Bornim, G rube, Caputh, 
Petzow, Schwielowsee, Pfingstberge, Fahrland, Krampnitz 

und weitere Ausstrahlungen in die damals allseits herr­
schende Kieferheide —  diese gewaltige landschaftliche 

Einheit ist sein W erk. Er brachte die ersten Laubhölzer 

in die Landschaft, er w ar der erste deutsche „Dauer- 

wäld ler" , der mit dem Kahlschlag und der Bodenver­

wilderung der damaligen Forsten aufräumte und der uns 

dieses einzigartige Paradies schuf.

Sein Bruder in Apoll, S c h i n k e l ,  war sein Freund, 

der König F r i e d r i c h  W i l h e l m  IV. w ar sein großer

D e r h is to risch e  F ind ling  mit der neuen Inschrift: „Am 20. April 1935, 

im dritten Jahre der Regierung Adolf Hitlers"



Förderer und ihm freundschaftlich nahestehend. An einem 

schönen frühen Sommermorgen weckt ihn der König im 

Frühlicht des Tages und geht mit ihm durch die weiten 

Auen Sanssoucis und führt ihn an eine Parkstelle, wo 

Lenne überrascht das ihm vom Knöig gestiftete und über 

Nacht gesetzte Denkmal findet.

W ir Deutschen alle haben dem G e i s t e  L e n n e s  

ein Denkmal zu setzen, indem wir seinen Gedanken fo l­

gen und überall in Deutschland deutsche Landschaften 

gestalten. W ie er gegen die Bebauung des Tiergartens 

dadurch protestierte, daß er seinem geliebten König sein 

Amt zur Verfügung stellte, so werden wir G arten­

gestalter dafür kämpfen, daß nun endlich Schluß gemacht 

wird mit der weiteren Zerstörung der deutschen Land­

schaft, die uns zum Teil schon die Seele unseres Volkes 

in den Städten kostete.

Der Park in K I e i n - G 'l i e n e c k e ist für das Schaffen 

Lennes besonders kennzeichnend. W ir fanden in alten 

Akten, daß Lenne allein in Glienicke 35 000 Laubbäume 

pflanzte. W ir fanden die alten Pflanzlisten und können 

heute äußerst lehrreiche Vergleiche anstellen, welche 

Baumarten sich am besten einwurzelten, welche Bäume 

den Boden verbesserten, und können einwandfreie 

Schlußfolgerungen ziehen, die in der Erzeugungs­

schlacht angewendet werden können. G lienicke ist ein 

Musterbeispiel einer Einheit von Kunst und Handwerk, 

von Gärtnerei und Naturwissenschaft auf breitester uni­

verseller Grundlage, aber auch von Schönheit und prak­

tischer Nutzanwendung. Kleine Geister, gleich ob Bau­

leute, Kunsthistoriker, formaldenkende „Kunstgärtner" 

oder oberflächliche Literaten haben jahrzehntelang den 

umfassenden Geist und das Können eines Lenne nicht 

erkennen können. Es ist erfreulich, daß heute, in einer 

Zeit der Besinnung, der große Schöpfer Lenne vielen 

Volksgenossen w ieder zu denken gibt.

Das W ort G lienicke gibt in seiner Umdeutung aus 

dem Slawischen zu erkennen, daß das Gelände eine 

Tonablagerung birgt. Aus der Geo log ie der Umgebung 

ist diese Sachlage leicht zu erklären. Glienicke war zu­

nächst das J a g d s c h l o ß  d e s  G r o ß e n  K u r ­

f ü r s t e n  an der G lienicker Havelbucht und lag an 

der Mündung des damaligen Bäkeflusses in die Havel. 

Auf der jenseitigen Straßenseite lag ein 5000 Bäume 

umfassender Obt- und Baumgarten mit einem Weinberg 

und einem Gartenhaus.

F r i e d r i c h  W i l h e l m  I. änderte das Jagdschloß 

in ein Seuchenlazarett für seine G renad iere um. Der 

nächste Besitzer war der Ingenieur-Leutnant S c h l o t t ,  

der eine Tongrube, eine Ziegelscheune und einen Kalk­

ofen errichten ließ. Um 1800 w ar Oberstallmeister 

G r a f  v o n  L i n d e n a u  Besitzer, der den Besitz ver­

größerte und Stallungen und Treibhäuser anlegte. 1807 

mietete der Staatskanzler H a r d e n b e r g  den Besitz 

als Sommerresidenz in einer G röße von 165 Morgen, 

den er 1814 für 34 500 Taler käuflich erwarb. Am Ge­
bäude wurde der Ostflügel verlängert und Ausbauten 

hinzugefügt, (durch Krüger). Im Jahre 1816 wurde Lenne 

durch Hardenberg mit dem Ausbau des Parkes beauf­
tragt, jedoch wurden seine weitgehenden Pläne zunächst 

zurückgestellt. Lenne schuf zuerst den Teil zwischen dem 

Schloß und der Havelbrücke.

1824 verkaufte G ra f Hardenberg-Reventlow, der Sohn 

des Vorbesitzers, Klein-Glienicke für 50 000 Taler an den 

P r i n z e n  K a r l  v o n  P r e u ß e n ,  der nun die Land- 

und Obstwirtschaft eingehen und den Gesamtbesitz durch 

Lenne zum P a r k  umgestalten ließ. 1825 baute Schinkel 

das Schloß gründlich um, nachdem er schon 1924 das 

Kasino umgebaut hatte. In den Jahren 1824 bis 1826 

wurde der vordere Parkteil (bis an den heutigen Wald­

park) von Lenne fertiggestellt und das Gelände so auf­

geschlossen, daß bequeme W ege zu den schönsten Aus­

sichtspunkten führten. Der harte Boden wurde zunächst 

Hurch Kartoffelkulturen mürbe gemacht, ehe an die Aus­

saat der Rasenflächen gedacht werden konnte.

1829 erbaute Persius den Jägerhof, 1831 bis 1836 baute 

Schinkel die G lienicker Brücke, 1836 schenkte der König 

einen Landstreifen an der G lienicker Brücke, auf dem 

dann das Monument des Lysikrates erbaut wurde, 1837 

erbaute Persius das Dampfmaschinenhaus, 1838 baute 

Persius die romantischen Brücken im Park, und 1838/39 

baute er die Hofgärtnerwohnung. 1842 schenkte der 

König weitere große Ländereien, außerdem erfolgten bis 

1850 Zukäufe an Land.

Mit einer weiteren großen Landschenkung um 1850 

durch den König hat der Park seine h e u t i g e  G r ö ß e  

erhalten. Lenne arbeitete bis an sein Lebensende, 1866, 

an diesem Meisterwerk deutscher Landschaftsgestaltung.
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Ein Siedlerhaus

Entworfen im Reidisheimstättenamt der
NSDAP und DAF, Berlin, als Beispiel für 
ein« Anfongsstufe des Siedlungsbaues. 

Ausführung in Fachwerk.

Alle Lichtbilder-. Krajewski, Berlin
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Ansicht der Gartenseite

Obergeschoßgrundriß

M 1 : 662/s
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Das Schlafzimmer

Werkzeichnung zur Kommode M 1: 20 und 1 : 2

Die Kommode

Das Möbel im Siedlerhaus Entwurf: Matysek, Berlin



Werkzeichnung zum Ablegetisch M 1 :20 und 1:2



Werkzeichnung zur Anrichte M 1 :20  und 1 :2

Gesamtansicht der Wohnstube
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Kinderbett

Werkzeichnung zum Kinderbett M 1 :20 und 1 :2
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Ein Aufruf, der auch den Architekten gilt
j*

Der dritte Frühling im nationalsozialistischen Deutsch­

land ist angebrochen. W älder, W iesen und Gärten pran­

gen in frischem Grün —  aber das Gesicht vieler Arbeits­

stätten ist grau und häßlich geblieben.

Laßt den Frühling in die Betriebe!

Offnet Türen und Fenster, säubert Räume und Höfe 

von unnötigem Schutt und Gerüm pel, schafft G rün­

anlagen überall, wo es nur eben möglich ist!

Verwahrloste Fabrikhöfe, W inkel und Ecken müssen 

verschwinden und freundlichen Grünflächen mit Bäumen, 

Hecken und Ruhebänken Platz machen. Brachliegende 

Freiflächen, vernachlässigte Gärten müssen frisch herge­

richtet und für die Gefo lgschaft zur Erholung in den 

Pausen geöffnet werden.

Bringt Blumen in die Aufenthaltsräume und, soweit es 

angängig ist, auch in die Arbeitsstätten selbst. Ver­
schönt die Umgebung eurer W erke durch G rünanlagen,

reißt häßliche Zäune nieder und schafft eine würdige 

Werksumfriedung! Legt Freibäder und Sportwiesen an! 

Betriebsführer, sorgt dafür, daß durch G rünanlagen  

eurer Gefolgschaft Erfrischung und Arbeitsfreude ge­
geben wird.

Männer und Frauen der Gefolgschaft, packt mit an und 

schafft euch würdige Arbeitsstätten. W äh lt den 1. Mai 

zum Stichtag für die würdige Umgestaltung eures Be­

triebes. Nutzt Frühjahr und Sommer, verschönt die 

Stätte eurer Arbeit durch Grünanlagen und Blumen.

Schönheit der Arbeit durch G rünanlagen im Betrieb! 
Sonne und Grün allen Schaffenden!

Betriebsführer und Gefolgschaften, packt alle gemein­

sam an! Die Arbeitsstätten im neuen Deutschland müssen 

die schönsten und würdigsten der W elt sein!

S p e e r ,

Leiter des Amtes für „Schönheit der Arbeit"

Steuerbefreiung bei Siedlungsbauten

Das neue Umsatzsteuergesetz hat im § 35 (Durch­

führungsbestimmungen) vier Befreiungsvorschriften an­

geführt, die durch Umsatzsteuerbefreiungen für Siedlun­
gen, Heimstätten und Kleingärten die S e ß h a f t -  

ma c h u n g  d e r  m i n d e r b e m i t t e l t e n  B e v ö l ­
k e r u n g  auch steuerlich erleichtern sollen.

Die eigentliche Rechtsgrundlage für diese Befreiungen 

bilden nicht das UStG und seine Durchführungsbestim­

mungen, sondern die im § 35 UStG DB unter Ziffer 1 

bis 4 aufgeführten Sondergesetze. Hiernach sind steuer­

frei die Umsätze:

1. zur Durchführung von Siedlungsverfahren nach § 29 

des Reichssiedlungsgesetzes in der Fassung vom 7. 6. 23;

2. zur Begründung und Vergrößerung von Heimstätten 

nach § 36 des Reichsheimstättengesetzes vom 10. 5. 20;

3. zur Durchführung der vorstädtischen Kleinsiedlung 

nach § 20 Kap. 2 (landwirtschaftliche Siedlung, vor­

städtische Kleinsiedlung, Bereitstellung von Kleingärten 

für Erwerbslose), vierter Teil der Dritten Verordnung des 

Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und 

Finanzen und zur Bekämpfung politischer Ausschreitun­
gen vom 6. 10. 31;

4. zur Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbslose 

nach Artikel 4 der Verordnung zur vorstädtischen Klein­

siedlung und Bereitstellung von Kleingärten für Erwerbs­
lose vom 23. 12. 31.

Ferner kommen hier in Frage Kleinsiedlungen, die von 

dem Runderlaß des Reichswirtschaftsministers vom 

19.9.34 als vorstädtische Kleinsiedlungen anerkannt sind.

Durch die Zusammenfassung dieser bisher in den ver­

schiedensten Sondergesetzen verstreuten steuerlichen 

Vergünstigungsvorschriften im § 35 der UStG DB wird 

ihre steuerliche Handhabung wesentlich erleichtert.

Die allgemeine steuerliche Begünstigung der nach den 

genannten Verordnungen in Frage kommenden Sied- 

lungs- und Bauvorhaben ist sehr w e i t g e h e n d .  H ier­

nach werden alle den Bau- und Siedlungsvorgang be­

treffenden Geschäfte und Verhandlungen von allen Ge- 

oühren, Stempelabgaben und Steuern des Reichs, der 

Länder und Gemeinden befreit. Darunter fallen z. B. 

auch die Gebühren für die Grundstücksauflassung und 

die Hypothekeneintragungen, die Baupolizeigebühren,

Regierungsrat Dr. Hoeres

die Stempelkosten, die Wertzuwachssteuern und ähn­
liche Abgaben.

Nach dem Gesetz zur Ergänzung des Reichssiedlungs­
gesetzes vom 4. 1. 35 gilt die Gebühren-, Stempel- und 

Steuerfreiheit, wie sie § 29 RSG vorsieht, auch für die 

Fälle, in denen ein Grundstück im W ege der Z w a n g s ­

v e r s t e i g e r u n g  für Siedlungszwecke erworben wird 
(§ 8 d. G . v. 4. 1. 35). Hierin liegt eine Bestätigung der 

Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs, der für das Geb iet 

der Grunderwerbsteuer bereits den Grundsatz aufge­

stellt hatte, daß es auf freiw illige oder zwangsweise  

Veräußerung für die Anwendbarkeit des § 29 RSG nicht 
ankomme.

Strittig war bisher vielfach die Frage, w ie weit der 

U m f a n g  d e r  U m s a t z s t e u e r f r e i h e i t  g ing; 
denn da die Umsatzsteuer auf allen Wirtschaftsstufen 

lastet, wurde hier vielfach die Frage praktisch, ob die 

Befreiung von der Umsatzsteuer sich auf alle Umsätze 

erstrecke, die dem begünstigten Zweck mittelbar oder 

unmittelbar zugute kamen. Von den Siedlungs- und 

Heimstättenunternehmen wurde in dieser Beziehung zu­

meist sehr weitgehende Steuerfreiheit verlangt, während  

die Rechtsprechung und Verwaltungsausübung der 

Steuerbehörden eine derartig weitgehende Umsatz­

steuerbefreiung, die vielfach von der Rohstofferzeugung 

bis zum Verbrauch verlangt wurde, ablehnte.

Bereits nach der bisherigen Rechtsprechung wurde 

Umsatzsteuerfreiheit anerkannt für die Lieferungen und 

Leistungen der Siedlungsunternehmen usw., die diese an 

die Siedler, Heimstätter und Erwerbslosen machten. 

Steuerfrei waren ferner auch die Lieferungen und Lei­

stungen an die Siedlungsunternehmen, Heimstätten­

ausgeber usw. Dagegen wurde die Steuerfreiheit für 

Leistungen von Bauhandwerkern an die einzelnen S ied­

ler, Heimstätten usw. abgelehnt.

Das Ergebnis dieser Rechtsprechung ist jetzt im § 35 

Abs. 2 UStG . DB. festgelegt, der bestimmt:

„Steuerfrei sind lediglich die Umsätze der Siedlungs­

unternehmen, der Ausgeber der Heimstätten oder der 

Träger der Arbeiten und die Umsätze an diese Stellen. 

Dagegen sind Umsätze anderer Unternehmer unmittelbar 

an diese Siedler steuerpflichtig."
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Zu beachten ist hierbei, daß  die Steuerfreiheit sich 

nicht nur auf die Lieferungen, ^sondern auch auf die 

sonstigen Leistungen erstreckt. Darum sind nicht nur die 

Verkäufe von Baustoffen, sondern auch die Arbeiten der 
Bauhandwerker umsatzsteuerbefreit, vorausgesetzt, a 

sie durch oder an die Siedlungsunternehmen und die 

Ausgeber der Heimstätten erfolgen. N icht befreit sind 

jedoch die Umsätze anderer Unternehmer unmittelbar an 

die Siedler. W ie  zu dieser Frage der Reichsfinanzhof im 

Urteil vom 26. 11. 28 (Bd. 24, S. 240) ausführt, sind gemäß 
§ 36 des Reichsheimstättengesetzes zwar alle Geschäfte, 

die zur Begründung und Vergrößerung von Heimstätten 

erforderlich sind, d. h. a lle  Lieferungen der Ausgeber 
und an die Ausgeber, nicht aber die Leistungen Dritter, 
z. B. der Bauhandwerker an die einzelnen Siedler, von 

der Umsatzsteuer befreit. Eine derartige Befreiung wäre  

praktisch undurchführbar, da die auf dem W ege vom 
Erzeuger über den Hersteller, G roß- und Kleinhändler bis 
zum Verbraucher auf den Lieferungsgegenstand fa llen­

den Umsatzsteuern regelmäßig nicht zu ermitteln sind und 

da nicht ersichtlich ist, wie die Steuerbehörde ihrer amt­
lichen Ermittlungspflicht in dieser Hinsicht genügen soll.

Dann jedoch, wenn Bauunternehmer, Handwerker oder 

sonstige Unternehmer für Heimstättenzwecke an Sied­
lungsgesellschaften liefern, die im Auftrag der Ausgeber 

das Siedlungsverfahren durchführen, so sind diese Liefe­

rungen gemäß Urteil des RFH vom 30. 1. 31, VI A  692/29 

(RFH Bd. 28. S. 79) umsatzsteuerfrei. In dem zur Entschei­

dung gelangten Falle hatte das Finanzamt aus dem Um­
stand, daß nicht unmittelbar an die Ausgeberin geliefert 

worden war, sondern an ein Mittelglied, nämlich eine 
gemeinnützige Siedlungsgesellschaft, die Versagung der 

Umsatzsteuerfreiheit hergeleitet. Diese Auffassung ver­

warf jedoch der RFH unter Hinweis darauf, daß die 

Steuerfreiheit nur in den Fällen auszuschließen sei, in 

denen unmittelbar die einzelnen Siedler beliefert werden. 
W enn aber die Ausführung des Siedlungsunternehmens in 

den Händen einer gemeinnützigen Gesellschaft liegt, die 

mit W issen und W illen der im Grundbuch eingetragenen 

Ausgeberin —  gewissermaßen als deren O rgan —- die 

Besiedlung im gesetzlichen Rahmen des Heimstätten­

gesetzes durchführt, so soll die Umsatzsteuerfreiheit an­

erkannt werden.

Von praktischer Bedeutung ist auch noch der im Urteil 

des RFH vom 23. 4. 29, II A  201/29 eingenommene Stand­

punkt, demzufolge das Siedlungsverfahren im a llge­

meinen mit der Übertragung der Siedlungsstelle auf den 

ersten Erwerber abgeschlossen ist, gleichgültig, ob er 
oder erst sein Rechtsnachfolger, der das Grundstück von 

ihm käuflich erworben hat, im Grundbuch als Eigentümer 

eingetragen ist. Der Erwerb des letzteren hat daher 

keinen Anspruch auf Umsatzsteuerfreiheit.

Im Urteil vom 10. 11. 33, VA  104/32 (RFH Bd. 34, S. 252), 

hat der RFH an der grundsätzlichen Auffassung festge­

halten, daß auf Grund des § 29 des Reichssiedlungs­

gesetzes und des § 36 des Reichsheimstättengesetzes

nur solche Lieferungen von der Umsatzsteuer befreit sind, 

die unmittelbar an die Siedlungsgesellschaft oder an den 

Ausgeber der Heimstätten erfolgen. In dem zur Entschei­

dung gelangten Tatbestand bestand Streit darüber, ob 

für Siedlungs- und Heimstättenbauten getätigte Lieferun­

gen unter die genannten Umsatzsteuerbefreiungsvor­

schriften auch dann fallen , wenn sie nicht unmittelbar an 

die Siedlungsgesellschaft oder an den Ausgeber der 

Heimstätten, sondern an eine Zwischenstelle erfolgt sind. 

Nach den Ausführungen des Urteils wird der Zweck der 

Befreiungsvorschriften, nämlich die Förderung des Sied­
lungswesens durch Steuererleichterungen nur erreicht bei 

u n m i t t e l b a r e r  Lieferung an die Siedlungsgesell­

schaften oder an die Ausgeber von Heimstätten; denn 

diese werden in der Lage sein, den Preis der an sie erfol­

genden Lieferungen um den Betrag der Umsatzsteuer zu 

drücken. Handelt es sich dagegen um Lieferungen von 

einem Privatunternehmer an einen anderen, so ist es nach 

den Ausführungen des Urteils durchaus unwahrscheinlich, 

daß die Lieferung um den Betrag der Umsatzsteuer ver­

billigt wird und noch unwahrscheinlicher, daß eine solche 

Verbilligung der Siedlungsgesellschaft zugute kommt.

Das Reichssiedlungsgesetz und das Reichsheimstätten­

gesetz enthielten die Bestimmung, daß die Versicherungen 

der Siedlungsunternehmen oder der Ausgeber der Heim­

stätten, daß ein Siedlungsverfahren im Sinne dieser G e­

setze vorliege und daß der Antrag oder die Handlung 

zur Durchführung eines solchen Verfahrens erfolge, ohne 

weitere Nachprüfung anerkannt werden müßten.

N ach der nunmehrigen Regelung im § 35 Abs. 2 UStG 

DB sind derartige Versicherungen aber nur insoweit bin­

dend, als durch sie festgestellt wird, daß die Lieferungen 
und Leistungen „zur Durchführung von Siedlungsver­

fahren, Heimstättenverfahren, der vorstädtischen Klein­

siedlung oder zur Bereitstellung von Kleingärten für Er­
werblose" bewirkt werden. Die Finanzämter sollen somit 

nur nicht nachprüfen, ob diese Tatsache vorliegt. Wohl 

aber dürfen und müssen sie nachprüfen, w ie der RFH in 

dem bereits erwähnten Urteil vom 10. 11. 33 (RFH Bd. 34,

S. 252) ausführt, ob andere für die Besteuerung oder 
Steuerbefreiung erhebliche Tatsachen vorliegen. Insbe­

sondere ist auch nachzuprüfen, ob die Lieferung unmittel­

bar an die Siedlungsgesellschaft oder an die Ausgeber 

der Heimstätte getätigt ist. Liegt lediglich mittelbare Lie­

ferung vor, so ist die Versicherung der zuständigen Be­

hörde ohne Bedeutung, weil die von ihr für die Finanz­

behörden bindend festgestellte Tatsache eine Steuer­

befreiung nur begründen würde, wenn die Tatsache der 

unmittelbaren Lieferung hinzukäme.

Die Steuerbefreiung kann ferner auch dann versagt 

werden, wenn sich aus dem Inhalt der Versicherung selbst 

ergibt, daß die erforderlichen Voraussetzungen nicht vor­

liegen. Die Befreiung ist auch dann zuzubilligen, wenn 

der durch die Versicherung zu führende Nachweis in 

anderer W eise erbracht w ird ; die Versicherung ist also 

nicht Voraussetzung für die Befreiung.

Baufinanzierung ohne Öffentliche Mittel w . Brachvogel, Berlin-Friedenau

Bisher konnte die Finanzierung des Wohnungsbaues 

ohne öffentliche Mittel nicht bewerkstelligt werden, 

wenigstens nicht mit zufriedenstellendem Ergebnis. Erst 

kürzlich hatte die Reichsregierung, infolge der großen 

N achfrage nach Reichsbürgschaften, hierfür 60 Millionen 

Reichsmark zur Verfügung gestellt. Nach und nach 

sollen diese öffentlichen durch privatwirtschaftliche Mittel

ersetzt werden, sobald der Geld - und Kapitalmarkt dies 

zulassen.

Nun hat die „T r e u b a u A G "  für Baufinanzierungen 

im Deutschen Reich im Gegensatz zu den bestehenden 

Finanzierungsinstituten für die Betreuung und Finanzie­

rung ihrer Bauvorhaben erstmalig k e i n e  ö f f e n t ­

l i c h e n  M i t t e l  in Anspruch genommen, sondern sich
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durch eine vertragliche Verbindung mit der „Deutscher 

Bausparer A G "  die für die Bauvorhaben erforderlichen 

Mittel auf privatwirtschaftlichem W ege beschafft. Bevor 

wir auf die näheren Einzelheiten dieser interessanten 

Kombination „ B a u s p a r e r  u n d  H a n d w e r k "  näher 

eingehen, seien einige aufklärende W orte über Zweck 

und Ziel der „Treubau" eingeschaltet.

Die „Treubau A G "  wurde vor einem Jahr auf Veran­

lassung des Reichsstandes des deutschen Handwerks in 

Verbindung mit den berufsständischen Versicherungs­

anstalten des selbständigen Handwerks, Handels und 

Gewerbes und dem B u n d  D e u t s c h e r  A r c h i ­

t e k t e n  unter dem Vorsitz des Reichshandwerksmeisters 

Schmidt mit einem Aktienkapital von 500 000 RM ge­

gründet.

Das Aufgabengebiet der „Treubau" ist außerordentlich 

vielseitig. In erster Linie soll sie die baulustigen Volks­

genossen ohne Unterschied von Person und Stand in bau­

technischer und finanzieller Beziehung b e r a t e n ,  ohne 

daß dafür Kosten entstehen. Die „Treubau" bedient sich 

dabei der im Handwerk und in seinen Organisationen  

vorhandenen Fachkräfte und der selbständigen Archi- 

tektenschaft. An der F i n a n z i e r u n g  wirkt die G e ­

sellschaft nur mit, wenn die Vollfinanzierung des Bau­

werkes garantiert ist. Selbstverständlich müssen auch 

Bindungen geschaffen werden, daß  die ermittelten und 

überprüften Baukosten sowohl vom Bauherrn w ie vom 

Unternehmer nicht überschritten werden. Mit diesem ele­

mentaren Grundsatz will die „Treubau" nicht nur das 

Vertrauen des Privatkapitals zur An lage des Ge ldes im 

Wohnungsbau stärken, sondern auch den Geldgeber 

wie den Bauherrn und den ausführenden Handwerker 
vor Verlusten schützen.

Ferner setzt die Mitarbeit der „Treubau" voraus, daß  

mindestens 20 bis 30 vH E i g e n k a p i t a I des Bau- und 

Bodenwertes vorhanden sein müssen.

Da die „Treubau" in der Hauptsache den a n - 

s p r u c h s v o l l e r e n  E i g e n h e i m b a u  fördern will, 

also Eigenheimbauten von 12 000 RM bis 50 000 RM, so 

findet natürlich das Vorgehen der „Treubau" bei den 

Architekten eine freudige Aufnahme, weil sie in deren 

Tätigkeit eine Förderung der eigenen wirtschaftlichen 

und kulturellen Interessen sehen. Vor allem kann der A r­

chitekt bei größeren Bauvorhaben w ieder freier gestal­

ten, als wenn er nur monotone Reihenhausbauten planen 
muß.

Nach dem Geschäftsbericht der „Treubau" für das 

verflossene erste Jahr waren die Ergebnisse sehr z u - 

f r i e d e n s t e l l e n d .  So konnte bereits eine Dividende 

von 3 vH ausgeschüttet und das Aktienkapital um l 1/2 auf 
2 Millionen RM erhöht werden.

Das Tätigkeitsgebiet der „Treubau" erstreckt sich auf 
die Betreuung und Finanzierung von Geschoßbauten, 

größeren Siedlungsvorhaben und den Bau von Eigen­
heimen.

Um die beschleunigte Bezahlung der Handwerker­

rechnungen zu ermöglichen, übernahm die Gesellschaft 

in allen Fällen die Z w i s c h e n f i n a n z i e r u n g  der 

für die Dauerfinanzierung zugesagten Mittel.

Wie bereits erwähnt, beschrift die „Treubau" für die 

urchführung von Eigenheimbauten (Ein- und Mehr- 

amilienhäuser bis zu vier Wohnungen) einen eigenen  

eg zur Finanzierung dieser Bauvorhaben, nämlich die 

erquickung der Wohnungsbau-Finanzierung mit der 

u eu ŝc êr BQusparer A G " , die auch eine Gründung des 
andwerks ist. Durch die vertragliche Bindung mit die-

M änner vom  Bau

D ip l.- In g . P ro fe sso r C a r l Ch. 
Lö rch e r , Vorsitzender des Fach­
verbandes für Baukunst in der Reichs, 
kammer der bildenden Künste (BDA) 
und Leiter der Reichsstelle für Raum­
ordnung im Ministerium für Ernäh- 
nährung und Landwirtschaft

ser Bausparkasse wurde ein F r e m d g e l d t a r i f  F 

durch Genehmigung des Reichsaufsichtsamtes geschaf­

fen, aus dem durch Zuteilung die zweite Hypothek von 

40 bis 80 vH für das Bauvorhaben zur Verfügung gestellt 

wird. Voraussetzung ist natürlich 20 vH bares Eigen­

kapital. Die durchschnittliche W artezeit beträgt bei 

gleichmäßigem Sparerzugang und bei dauernder Ein­

schaltung von 40 vH erste Hypothek 12,4 Monate, so daß  

dadurch das Optimum einer durchschnittlichen und 

durchaus vertretbaren W arteze it erreicht wird. Ferner 

übernimmt die „Treubau" für die Dauer des Bestehens 

der zweiten Hypothek die Zinsgarantie der ersten.

Im ersten Jahr des Bestehens der Gesellschaft waren  

5 2 5  B a u v o r h a b e n  mit einer Bausumme von 6,6 Mil­

linonen RM in der Ausführung begriffen oder bereits vo ll­

endet, während nur 330 Baulustige mit einer Vertrags­

summe von 4,3 Millionen RM auf die Ausführung ihrer 

Bauvorhaben warteten. Das Verhältnis der befriedigten 

zu den noch wartenden Bausparern betrug demnach 

61 zu 39 vH.

Bisher konnten 829 Bauvorhaben mit 3000 Wohnungen 

und einem Bau- und Bodenwert von etwas über 27 Mil­

lionen RM finanziert werden. Davon entfallen 131 Bau­

vorhaben auf Berlin und 698 auf das übrige Reich. Die 

D u r c h s c h n i t t s g e s a m t k o s t e n  eines Bauvorha­

bens stellen sich für das Reich auf 20 342 RM und für 

Groß-Berlin auf 18 592 RM.

Besonders wertvoll sind die regelmäßigen Baubetreu­

ungen bzw. Baukontrollen. Durchschnittlich wird jeder 

Bau vier- bis fünfmal kontrolliert. Die Baukontrollen 

werden im Reich teilweise von der Zentrale, teilweise 

von selbständigen V e r t r a u e n s a r c h i t e k t e n  aus­

geübt. Bis zum Schluß des Geschäftsjahres wurden 

48 Vertrauensarchitekten beschäftigt. Diese Zahl hat sich 

im neuen Jahre bedeutend erhöht.

Außerdem wurde auch bereits ein g r ö ß e r e s  S i e d ­

l u n g s v o r h a b e n  finanziert, und zw ar wurde in 

Nürnberg eine Siedlung mit 114 Häusern errichtet, deren 

Einzelwert sich auf rund 8000 bis 9000 RM je Bau­

vorhaben stellt.

W elchen großen Anklang die „Treubau" bisher unter 

den Baulustigen gefunden hat, geht daraus hervor, daß  

sie bereits folgende L a n d e s s t e l l e n  einrichten 

mußte: Berlin, Dortmund, Hannover, W eim ar, Hamburg, 

Stettin, Frankfurt a . M., Stuttgart, Mannheim, München, 

Breslau, Köln und neuerdings noch Essen, Düsseldorf und 

Duisburg.

Die t e c h n i s c h e  A b t e i l u n g  der „Treubau" stand 

in enger Beziehung zu den bauwirtschaftlichen For­

schungsarbeiten des Deutschen Handwerksinstituts und 

dem unter besonderer Mitwirkung des Reichshandwerks­

meisters im Einvernehmen mit dem Reichswirtschafts­

ministerium gegründeten Reichsgutachterausschuß.
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Reichsbürgschaften
Von den zur Verfügung gestellten Reichsburgschaften 

sind bis Ende 1934 Beträge bis zu 46 Millionen Mark für 

zweitstellige Hypotheken in Anspruch genommen wor­

den. Bis jetzt hat sich diese Summe auf rund 60 Mil­
lionen Mark erhöht. Es werden damit 18 000 Geschoß­
wohnungen und etwa 8000 Einfamilienhäuser finanziert 

Bei der Deutschen Bau- und Bodenbank liegen zur eit 
noch neue Anträge und Anfragen im Gesamtbetrage 

von 30 Millionen vor.

Arbeiterw ohnstättenbau
W ie wir bereits in Heft 18, Seite A  222, berichteten, 

hat sich der Reichsstand der Industrie bereit erklärt, an 

der Aufbringung der fehlenden Mittel für die Spitzen-

DBZ-Kurzaufgabe 2 , Auflösung

Den 1. Preis erhielt Dr. K. D i e t z , Frankfurt a . M., für 

folgende Einsendung: „1. Das G ebäude steht in einem 

Land, das Schiffahrt treibt. 2. Der Raum stammt aus der 

Zeit um 1910. 3. Raum und Einrichtung verkörpern einen 

durch die Natur gegebenen und von Beruf und Art der 

Arbeit bedingten Stil. Der Raum könnte das Konferenz­

zimmer einer Schiffahrtsgesellschaft sein.

Den 2. Preis erhielt Stadtbaurat Dr. S a I z m a n n , 

Freiburg: „1. Das G ebäude steht in Holland. 2. Der 
Raum entstand um 1930. 3. Die abgetreppten Konsolen

erinnern an Sattelhölzer und das G ebä lk  javanischer 

Bauten."
W ie  bei allen unseren Kurzaufgaben handelte es sich 

auch hier nicht darum, die r i c h t i g s t e  Antwort zu 

geben, sondern die t r e f f e n d s t e , d. h. die dem Aus­

druck des Raumes am nächsten kommende.

Tatsächlich steht das G ebäude , in dem sich dieser 

Raum befindet, in 'S-G ravenhage in Holland. Es gehört 

der Gesellschaft „De Nederlanden van 1845" und ist im 

Jahre 1925 erbaut.

finanzierung des Arbeiterwohnstättenbaues mitzuwirken. 

Nach dem ausgearbeiteten Merkblatt werden drei Wohn­

stättenarten unterschieden, nämlich die Heimstättensied­

lung, das kleine Eigenheim und die Mietwohnung. Grund­

sätzlich wird angestrebt, dem Arbeiter nicht nur Wohn- 
raum zu schaffen, sondern ihn durch größere Landzulage 

bodenständig zu machen und seine Krisenfestigkeit zu 

stärken. Da jedoch in erster Linie billige Kleinwohnungen 

fehlen, so kann Abhilfe nur durch Errichtung von Ar­

beiterwohnstätten in großem Umfange geschaffen wer­
den. Man hofft durch die Spitzenfinanzierung, die 

außer der ersten und zweiten Hypothek notwendig ist, 

ein größeres Programm durchführen zu können.

P fand b rie fm a rk t
Der Reichswirtschaftsminister hat genehmigt, daß un- 

begebene Stücke aus zugelassenen Serien abgesetzt 

werden dürfen. H ierbei ist wesentlich, daß mit dieser 
Genehmigung die Verpflichtung verknüpft wurde, die aus 

den Verkäufen stammenden G e lder bestimmten Zwecken 

zuzuführen und zwar in der Hauptsache dem Kleinwoh­

nungsbau. Es wird damit ein W eg angebahnt, der es 
den Pfandbriefinstituten ermöglichen soll, ihre in der 

Krisenzeit verlorengegangene Funktion w ieder aufzu­

nehmen.

H ausz inssteuerrege lung
Die Durchführungsbestimmungen zum Gesetz zur För­

derung des Wohnungsbaues, die w ir bereits in Heft 18, 

Seite A221, auszugsweise veröffentlichten, sind geeignet, 

die Enttäuschungen, die sich auf Hausbesitzerseite gel­

tend gemacht haben, in angenehmer W eise beheben. 

Vor allem werden nicht die kleineren Grundbesitzer be­
troffen. Ferner ist die freie Verfügung des Hausbesitzes 

über die als Gegenwert für die weitere volle Zahlung 
der bisherigen Hauszinssteuerbeträge gewährten An­

leihestücke nicht eingeschränkt worden. Vor allem hat 

man davon abgesehen, diese Anleihestücke einer Sperr- 

verpflichtung von längerer Dauer zu unterwerfen. Durch 

diese Regelung wird denjenigen Hausbesitzern eine 

Sorge abgenommen, die in der Erwartung der uneinge­

schränkten Entlastung von der Hauszinssteuer über den 

erwarteten Senkungsbetrag durch Aufträge für Repara­

turen usw. bereits verfügt hatten. Bekanntlich erhalt der 

Hausbesitzer als Gegenwert für die volle Weiterzahlung 

der Hauszinssteuer den Nom inalbetrag von 25 vH der 
entrichteten Gebäudeentschuldungssteuer Gemeindeum- 

schuldungsanleihe. Dieses W ertpap ier ist vom Reiche 

garantiert, reichsbanklombardfähig und mit 4 vH zu ver­

zinsen. Durch diese Ausstattung und Sicherheit kann es 

zu einem verhältnismäßig g ü n s t i g e n  K u r s  verkau 

werden, so daß der Kursverlust als durchaus tragbar 

bezeichnet werden muß.

Wohnungsbau
Nach einer Mitteilung von Staatssekretär Reinhardt ist 

die Zahl der Eheschließungen in ständigem Anstieg be­

griffen. Bis jetzt sind schon in mehr als 400 000 Fallen 

Ehestandsdarlehen gegeben worden. Der Mangel an 

Kleinwohnungen, der schon 1934 sehr groß gewesen sei, 

würde 1935 noch größer werden, wenn nicht die Forde­
rung des Kleinwohnungsbaues und der Kleinsiedlung 

wesentlich verstärkt werde und nicht auch private Mittel 
in größerem Umfange als bisher bereitgestellt würden.
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